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auch gegen die der Sonderverwal

tungsregionen Hongkong und Macau, 

wird der dritten Plenarsitzung des X. 

NVK am 5. März 2005 zur endgülti

gen Verabschiedung vorgelegt werden 

und soll am 1. April 2005 in Kraft tre

ten. Zwar berichtete die Parteizeitung 

Renmin Ribao mehrmals auf ihrer Ti

telseite über das Antisezessionsgesetz, 

über seinen genauen Wortlaut ist je

doch bislang nichts bekannt.

Damit setzte die Zentralregierung nun 

ihre langjährigen Pläne in die Tat 

um, wenn sie auch bislang nicht 

von einem Antisezessionsgesetz, son

dern von einem Wiedervereinigungs

gesetz gesprochen hatte. Bereits im 

Mai 2004 erklärte ein Sprecher des Bü

ros für Taiwanangelegenheiten (Tai

wan Affairs Office) des Staatsrats, 

dass die Zentralregierung legale Mit

tel zur Wiedervereinigung des Landes 

in Betracht ziehe. Vorarbeiten zu ei

nem „Nationalen Wiedervereinigungs

gesetz“ sollen demnach schon vor Mo

naten begonnen haben. Mitarbeiter 

des Nationalen Komitees der Politi

schen Konsultativkonferenz berichte

ten im Mai sogar, dass schon im Jahr 

2000 ein solcher Vorschlag existierte. 

Aufgrund der Sensibilität des Themas 

waren derartige Pläne allerdings wie

der zurückgestellt worden (vgl. C.a., 

2004/5, Ü 11).

Wie Rechtsexperten aus der Volksre

publik erklärten, gehe es der Zent

ralregierung derzeit nicht um die 

Wiedervereinigung beider Territori

en, weil dies ohnehin ein langfristiger 

Prozess sei. Vielmehr bezwecke die 

parteistaatliche Führung mit dem 

Antisezessionsgesetz, den aktuellen 

Unabhängigkeitsbestrebungen Tai

wans Einhalt zu gebieten. Gerade 

das provokante Auftreten von so ge

nannten „Hardliner-Separatisten“ wie 

dem taiwanesische Präsidenten Chen 

Shui-bian verstärkte augenscheinlich 

derartige Bemühungen. Erst im März 

d.J. hatte der Präsident mit seinem 

Referendum gegen die militärische Be

drohung durch China einen Vorstoß in 

Richtung einer zukünftigen Souveräni

tät Taiwans unternommen, war damit 

allerdings sowohl bei seiner eigenen 

Bevölkerung als auch international 

gescheitert (vgl. Hans-Wilm Schütte, 

„Demokratie im Krebsgang? Attentat, 

Präsidentenwahl und ’Referendum’ 

2004“, in: C.a., 2004/3, S.275-285). 

Nicht nur seine Wiederwahl, sondern 

auch das zur Abstimmung stehende 

Referendum hatte bei der Beijinger 

Führung große Aufregung verursacht 

(vgl. C.a., 2004/3, Ü 1).

Wu Bangguo, Mitglied des Politbüros, 

bezeichnete den nun verabschiedeten 

Gesetzesentwurf als im höchsten Ma

ße notwendig und zeitgemäß. Damit 

könne gegen taiwanesische Separatis

ten angegangen, die friedliche Wie

dervereinigung mit dem „Mutterland“ 

vorangetrieben, Frieden und Stabili

tät in der Taiwan-Straße bewahrt und 

Chinas Souveränität und territoriale 

Integrität sowie die fundamentalen In

teressen der chinesischen Nation ge

wahrt werden.

Der Rat für Festlandsfragen (Main

land Affairs Council) in Taibei warnte 

die Zentralregierung in Beijing unter

dessen davor, das Gesetz in Kraft tre

ten zu lassen. Es würde sowohl die Ge

fühle des taiwanesischen Volkes ver

letzen als auch Taiwan dazu zwingen, 

sich weiter vom Festland abzugrenzen. 

Diese Gesetzesvorlage sei nur ein Ver

such der chinesischen Kommunisten, 

eine Entschuldigung für eine zukünfti

ge Invasion in Taiwan und eine Verän

derung des Status quo in der Taiwan- 

Straße zu finden, so der Vorsitzende 

des Rates, Joseph Wu Jau-shieh.

Abzuwarten bleibt, ob dem Antisezes

sionsgesetz ein Wiedervereinigungsge

setz folgen wird, welches umfassende

re Schritte in Richtung einer fried

lichen Wiedervereinigung beinhalten 

könnte. Doch bereits dieses erste Ge

setz gegen Abspaltung birgt die Ge

fahr, zu einer Eskalation der Span

nungen beizutragen, wie es auch der 

Kommentar des taiwanesischen Rats 

für Festlandfragen verdeutlicht. Zu

mal das jüngst veröffentlichte Weiß

buch zur Landesverteidigung im Rah

men der langfristigen Ziele und Auf

gaben den Kampf gegen Separatismus 

und die Wahrung der nationalen Sou

veränität und territoriale Integrität an 

erster Stelle nennt (vgl. Übersicht in 

diesem Heft). Die landesweite Mobili

sierung für die Aufgabe der Landes

verteidigung spiegelt sich auch in der 

Aufforderung des Verteidigungsminis

ters, Cao Gangchuan, an betroffene 

Gremien auf allen Verwaltungsebenen, 

darunter das Erziehungs- und das Pro

pagandaministerium wider, die Schu

lung in Landesverteidigung weiter zu 

verbessern und den Geist des Patrio

tismus zu fördern. Die Wahl von ge

setzlichen Mitteln anstelle von Gewalt 

zur Erreichung des Ziels einer Wie

dervereinigung lässt allerdings auf ei

ne weiterhin gewaltfreie Entwicklung 

der Beziehungen zwischen dem Fest

land und Taiwan hoffen. (XNA, 17.,

23., 25., 26., 29.12., 3.1.04; DGB on

line, 18.12.04, nach BBC PF, 19., 

20.12.04; SCMP, 18., 27.12.04; Zhong- 

guo Xinwen She online, 18.12.04, 

nach BBC PF 23.12.04; MB online, 

23.12.04, nach BBC PF, 26.12.04; 

NZZ, 30.12.04; St, 30.12.04; Die Ta

geszeitung, 31.12.04; Xinhua, 31.12.04, 

nach BBC PF, 4.1.04; RMRB, 26., 

30.12.04) -kw-

11 Neue Rückschläge im Kampf 

für die Meinungs- und Pres

sefreiheit

Die vorübergehenden Inhaftierungen 

der drei prominenten Intellektuellen, 

Yu Jie, Liu Xiaobo und Zhang Zuhua 

am 13. Dezember, schürte die Angst 

vor einer weiteren Welle von Repres

sionen gegen Intellektuelle, Journalis

ten und Bürgerrechtler als Kritiker 

der chinesischen Zentralregierung. Al

le drei hatten in diesem Jahr eine 

Petition unterschrieben, die die chi

nesische Zentralregierung aufforder

te, Fehlverhalten bei der Niederschla

gung der Studentenproteste 1989 ein

zuräumen. Die Verhaftungen signali

sierten erneut, dass mit einer Locke

rung im Umgang mit „Andersdenken

den“ unter der neuen parteistaatlichen 

Führung um Staats- und Parteichef 

Hu Jintao und Ministerpräsident Wen 

Jiabao kaum zu rechnen ist.

Der 31-jährige Schriftsteller Yu Jie 

und der 48-jährige Literaturkritiker 

Liu Xiaobo veröffentlichten ihre po

litischen Kommentare nach der Ach

tung ihrer Artikel in Printmedien 

hauptsächlich im Internet. Durch ihr 

Engagement für den internationalen 

Schriftstellerverband PEN, der sich 

für die Ausdrucksfreiheit in allen Me

dien einsetzt, und für die Gründung 

eines chinesischen PEN-Clubs sowie 

durch die staatlichen Bemühungen um 

eine stärkere Kontrolle des Internets 

rückten beide in das Blickfeld der chi

nesischen Sicherheitsorgane. Zusam

men mit Zhang Zhuhua, dessen re

gierungskritische Aufsätze gänzlich in 

Übersee veröffentlich werden, wurden
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Das Regelwerk besteht aus 48 Arti

keln und sieben Kapiteln und befasst 

sich mit religiösen Organisationen, re

ligiösen Aktivitäten, religiösem Lehr- 

und Verwaltungspersonal, religiösem 

Eigentum und rechtlichen Verpflich

tungen. Die neue Regelung ersetzt da

mit die Bestimmungen zur Leitung 

von Institutionen für religiöse Akti

vitäten (Zongjiao huodong changsuo 

guanli tiaoli) von 1994. Die Bestim

mungen zu religiösen Aktivitäten von 

in der Volksrepublik China lebenden 

Ausländern (Zhongguo renmin gong- 

heguo jingnei waiguoren zongjiao juo- 

dong guanli guiding), ebenfalls von 

1994, bleiben indes rechtsgültig.

Ohne eine Definition für den „reli

giösen Glauben“ vorzulegen, sichern 

die Bestimmungen den Schutz der Re

ligionsfreiheit bereits in der Präam

bel zu, indem sie vorschreiben, dass 

kein Individuum und keine Organisa

tion zur Religionsausübung gezwun

gen oder daran gehindert werden darf 

oder ein Bürger mit oder ohne Religi

onszugehörigkeit Diskriminierung er

fahren darf.

Seit der Konferenz zur Religionsarbeit 

im Jahr 2001 war mit einer revidier

ten Fassung der Bestimmungen zu re

ligiösen Angelegenheiten von 1994 ge

rechnet worden, denn bereits während 

der ,Nationalen Konferenz zur Reli

gionsarbeit“ im Dezember 2001 hat

te der damalige Staatspräsident und 

KP-Generalsekretär Jiang Zemin die 

vollständige und korrekte Umsetzung 

der Politik der Religionsfreiheit ge

fordert und sie als einen grundlegen

den Bestandteil der Parteipolitik be

zeichnet. Die Ahndung religiöser Ak

tivitäten, die sich nicht im Rahmen 

verfassungsgemäßer Legalität beweg

ten, und die Kontrollgewalt des Staa

tes über die Religion war zu dieser Ge

legenheit ebenso klar betont worden 

(vgl. C.a., 2001/12, Ü 12).

Lockerung der Repressalien rechnen 

können. So heißt es in Artikel 3 der 

Bestimmungen, dass keine Organisa

tion und kein Individuum die Religi

on für Aktivitäten nutzen dürfe, wel

che die soziale Ordnung gefährde, die 

Gesundheit der Bürger beeinträchtige, 

das nationale Ausbildungssystem be

hindere und nationale, soziale und öf

fentliche Interessen sowie Bürgerrech

ten oder -interessen schade. Das Fest

halten am rigorosen Vorgehen gegen 

illegale religiöse Gruppierungen ver

deutlichte sich erst jüngst wieder, als 

am 26. Dezember ein Weihnachtsgot

tesdienst von ca. 2.000 Christen der 

katholischen Untergrundkirche in Ost

china von bewaffneten Polizisten mit 

Gewalt beendet und der Pfarrer ver

haftet wurde.

Wie Feng Jinyuan, Forscher an der 

Chinesischen Akademie der Sozialwis

senschaften und beteiligt an der For

mulierung der neuen Bestimmungen, 

her vor hob, ist das Fehlen einer ge

nauen Definition von religiösem Glau

ben als Indiz für die immer noch be

sonders hohe Sensibilität des Themas 

Religion zu werten. Für das staatli

che Vorgehen gegen religiöse Gruppen, 

durch die die parteistaatliche Füh

rung insbesondere ihre Machtposition 

in Gefahr gebracht sieht, besteht da

mit auch zukünftig genug Spielraum. 

Die Tatsache, dass die neuen Bestim

mungen zu religiösen Angelegenhei

ten erstmals auf das Problem des 

Machtmissbrauchs staatlicher Behör

den im Umgang mit religiösen Grup

pen und die daraus resultierenden 

disziplinarischen Konsequenzen ein

geht, ist allerdings als eine deutliche 

Verbesserung einzuschätzen. (RMRB, 

19.12.04; XNA, 18., 22.12.04; Xin

hua, 18.12.04, nach BBC PF, 22.12.04; 

SCMP, 20.12.04; IHT, 20.12.04; ST; 

20.12.04; WSJ, 26.12.04) -kw-

kritische Intellektuelle, Journalisten 

und Bürgerrechtler verhindert werden 

soll. Für eine Fortführung einer derar

tigen Medien- und sozialen Kontrolle 

ist zumindest bis zur jährlichen Ta

gung des Nationalen Volkskongresses 

im März 2005 zu rechnen. Die Diver

sität und internationale Vernetzung 

der chinesischen Presselandschaft er

schwert jedoch ein solch rigoroses Vor

gehen gegen die Meinungs- und Pres

sefreiheit, wie sie in der Vergangen

heit an der Tagesordnung war. (BBC 

News Asia-Pacific online, 14.12.04; 

SCMP, 14., 17.12.04, nach BBC PF,

15., 18.12.04; SCMP, 14., 15., 20.,

22., 23.12.04; FAZ, 14.12.04; Pin Kuo 

Jih Pao, 15.12.04, nach BBC PF, 17., 

18.12.04; ST, 15., 18., 30.12.04; Repor

ters without Borders, http://rsf.org/ 

print.php3?id_article= 12082; RTHK, 

Radio 3, 18.12.04, nach BBC PF, 

19.12.04; IHT, 15.12.04; WSJ, 17., 

18.12.04; Kyodo News Service, 

21.12.04, nach BBC PF, 22.12.04) 

-kw-

12 Neue Bestimmungen zu Re

ligionsangelegenheiten

Die Volkszeitung Renmin Ribao veröf

fentlichte am 19. Dezember neben ei

nem zugehörigen Leitartikel die neu

en Bestimmungen zu Religionsangele

genheiten (Zongjiao shiwu tiaoli). Die

se waren bereits am 30. November 

vom Informationsbüro des Staatsra

tes vorgelegt worden und werden am 

1. März 2005 in Kraft treten. In den 

neuen Bestimmungen wird die Re

ligionsfreiheit zwar erstmals gesetz

lich als grundlegendes Menschenrecht 

geschützt, die parteistaatliche Füh

rung bestätigte jedoch ihr Hoheits

recht über die administrative Kontrol

le über registrierte religiöse Gruppen 

in der VR ein weiteres Mal.

In der sechsjährigen Entstehungszeit 

seien die Ansichten von Rechtsgelehr

ten sowie Fachleuten aus den Gebie

ten Religion und Menschenrechte mit

einbezogen worden, so der Bericht der 

staatlichen Medien. Ziel der neuen Be

stimmungen sei es weiterhin, auf die 

neue Situation und die Fragestellun

gen einzugehen, die durch die rasan

te sozioökonomische Entwicklung der 

letzten Jahre entstanden seien.

Die Bestimmungen decken erstmals 

alle religionsbezogenen Bereiche ab.

Die neuen Bestimmungen zu religiösen 

Angelegenheiten stellen somit keine 

Neuerung dar, sondern geben vielmehr 

sowohl dem Schutz der Religionsfrei

heit als auch der staatlichen Kontrol

le der Religion eine gesetzliche Legiti

mation. Diejenigen Religionsgruppen, 

die nach staatlichen Vorgaben als il

legal eingestuft werden, so z.B. die 

Falungong-Bewegung oder die katho

lische Untergrundkirche, dürften da

her auch weiterhin nicht mit einer

13 Zhao Ziyangs kritische Be

wertung der Vorgeschich

te des Tiananmen-Massa- 

kers veröffentlicht

Anfang Dezember kursierten in der 

Hongkonger und internationalen Pres

se vereinzelt Artikel über ein Inter

view mit dem seit 1989 unter Haus

arrest stehenden früheren Parteigene

ralsekretär Zhao Ziyang. Darin äußer

te sich dieser erstmals kritisch über 

http://rsf.org/
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die Vorgänge im Vorfeld der Nieder

schlagung der Studentenproteste am 

3-/4. Juni 1989, indem er vor allem 

Machtintrigen im Politbüro der KPCh 

für das Eskalieren der friedlichen Stu

dentenproteste verantwortlich macht.

Die Berichterstattung stützte sich da

bei auf ein am 28. November 2004 vor

ab veröffentlichtes Gesprächsprotokoll 

zwischen Zhao Ziyang und dem Jour

nalisten Yang Jisheng in der Online- 

Ausgabe der Hongkonger Zeitschrift 

Ming Bao vom 4. Dezember. Während 

Zhao im ersten Teil des Protokolls auf 

die Hintergründe der Entscheidungs

findung im Vorfeld der Niederschla

gung der Proteste eingeht, beschäftigt 

sich der zweite Teil mit Zhaos mögli

cher Rolle bei der Absetzung Hu Yao- 

bangs, dem Vorgänger Zhaos als Par

teigeneralsekretär. Nach Hus Tod hat

te sich am 12. April 1989 die Studen

tenbewegung formiert.

Nach Darstellung der Ming Bao wurde 

das Gespräch von einem alten Freund 

Zhao Ziyangs, dem chinesischen Jour

nalisten Yang Jisheng von der staatli

chen Nachrichtenagentur Xinhua, am 

16. Dezember 1995 in Zhaos Haus 

in Beijing geführt. Mit der späten 

Veröffentlichung des Interviews kam 

Yang der Bitte seines Gesprächspart

ners nach, den Inhalt nicht mehr im 

letzten Jahrtausend publik zu ma

chen. Zhao Ziyang war aufgrund sei

ner Solidarität mit den Demonstran

ten im Mai 1989 und seinem Ein

satz für beschleunigte Reformen sei

nes Amtes enthoben worden und steht 

seither in seiner Wohnung in Beijing 

unter Hausarrest. Bis zur Veröffentli

chung der Tiananmen-Akte im Januar 

2001 in den USA, welche den Entschei

dungsprozess auf höchster Partei- und 

Regierungsebene im Kontext der Er

eignisse im Frühjahr 1989 nachzeich

net (vgl. C.a., 2001/1, Ü 11, 2001/3, 

Ü 14), war es dem früheren Parteivor- 

sitzenden noch gestattet, hin und wie

der Besuch zu empfangen. Selbst sei

nen 85. Geburtstag im Oktober d.J. 

musste Zhao unter Ausschluss der Öf

fentlichkeit verleben. Medienberichten 

zufolge wurde Freunden und Verwand

ten der Zutritt zu seinem bewachten 

Haus verwehrt.

Gemäß des jüngst veröffentlichten 

Gesprächsprotokolls sah sich Zhao 

Ziyang aufgrund seiner Toleranz ge

genüber den demonstrierenden Stu

denten den Intrigen durch die dama

ligen Parteiführer Li Peng (damaliger 

Ministerpräsident), Li Ximing (dama

liger Parteichef der Stadt Beijing) und 

Chen Xitong (damaliger Bürgermeis

ter der Stadt Beijing, 1995 wegen Kor

ruption von Jiang Zemin entmachtet) 

ausgesetzt. Während Zhaos Einschät

zung der Studentenproteste als eher 

harmlos und nach seinem Empfinden 

bereits im Auflösen begriffen zunächst 

vom Politikbüro gebilligt worden sei, 

habe sich diese Situation schlagar

tig nach Zhaos Abreise nach Nord

korea am 23. April 1989 geändert. 

Während Zhaos Abwesenheit sei im 

Politbüro unter der Leitung von Li 

Peng ein Situationsbericht des Beijin

ger Parteikomitees vorgelegt worden, 

der die Ereignisse weitaus dramati

scher darstellte und ein hartes Vorge

hen gegen die Studentenbewegung for

derte. Deng Xiaoping habe von dieser 

neuen Einschätzung überzeugt wer

den können, sodass auf dieser Grund

lage am 26. April der Leitartikel in 

der Renmin Ribao veröffentlicht wer

den konnte, der den Wendepunkt in 

der Beurteilung und dem Vorgehen 

gegen die Studentenproteste markier

te. Dieser bewertete die Studenten

bewegung als parteifeindlich und an

tisozialistisch (/an dang, fan shehui 

zhuyi) und unterstellte ihr, geplant 

und zielgerichtet zu agieren, was nach 

den Worten von Zhao maßgeblich zum 

Wiederaufflammen der Studentenpro

teste und zur Unterstützung durch die 

Intellektuellen geführt habe. Die er

hoffte Niederschlagung der Bewegung 

mit Hilfe ihrer Stigmatisierung sei da

mit völlig fehlgeschlagen.

Eine führende Rolle bei der Abset

zung seines Amtsvorgängers Hu Yao- 

bang wies Zhao im zweiten Teil des 

Interviews entschieden zurück. Er ha

be auf seine Nachfolge als Parteige

neralsekretär zunächst verzichten wol

len, sei von Hu Yaobang aber dann da

zu überredet worden.

Die Tatsache, dass das Gesprächspro

tokoll nur für kurze Zeit auf einer 

Hongkonger Internetseite zu lesen war 

und demzufolge auch nur einzelne in

ternationale Medien davon berichte

ten, weist auf die nach wie vor große 

Sensibilität dieses Themas hin. Selbst 

Zhao als betroffener „Geächteter“ der 

parteistaatlichen Führung trug mit 

seiner Bitte um eine sehr viel spä

tere Veröffentlichung der Brisanz der

Thematik Rechnung. Erwartungsge

mäß verzichteten sowohl die heutige 

Regierung als auch die noch lebenden 

Beteiligten auf eine Stellungnahme.

Zhaos Schilderung reiht sich an weite

re Publikationen oder Stellungnahmen 

an, die im Laufe des Jahres 2004, in 

dem sich die Niederschlagung zum 15. 

Mal jährte, bekannt wurden.

So rief im März der pensionierte Mili

tärarzt Jian Yanyong die parteistaat

liche Führung zur Neubewertung der 

damaligen Ereignisse und zur Korrek

tur des „Fehlers, der am 4. Juni began

gen wurde“, auf (vgl. C.a., 2004/3, Ü 

7). In der Folge wurde Jian für ein

einhalb Monate inhaftiert und steht 

seitdem unter Polizeikontrolle. Im Ju

li veröffentlichte der damalige Minis

terpräsident Li Peng im Parteijour

nal Qiushi einen Gedenkartikel anläss

lich des 100. Geburtstages Deng Xiao- 

pings, in dem er diesem die Haupt Ver

antwortung für das Tiananmen-Mas- 

saker zuwies (vgl. C.a., 2004/8, Ü 6). 

Im Gegensatz dazu deuten die jüngst 

veröffentlichten Aussagen Zhaos auch 

auf die besondere Verantwortung Li 

Pengs für die Verschärfung der Situa

tion und die Radikalisierung des Vor

gehens durch die chinesische Regie

rung.

Da eine öffentliche Diskussion über 

die Ereignisse am 4. Juni 1989 in 

China bisher weiterhin unterbunden 

wird, können auch Zhaos Aussagen 

zur Vorgeschichte des Massakers nur 

bedingt zur Aufklärung beitragen. 

Mit Spannung wird daher das Buch 

Die politischen Machtkämpfe in Chi

na während der Reformära (Zhongguo 

gaige niandai de zhengzhi douzheng) 

des Journalisten Yang Jisheng, dem 

Interviewpartner Zhao Ziyangs, er

wartet. Dies soll demnächst bei ei

nem Hongkonger Verlag veröffentlicht 

werden. Es wird spekuliert, dass da

rin weitere Einzelheiten zum Tian- 

anmen-Massaker beschrieben sind. 

(Das Original des Gesprächsproto

kolls ist zu lesen unter http://www. 

observechina.com / info / da.asp?ID=33 

284&ad=11/28/2004, eine englische 

Übersetzung des Gesprächsprotokolls 

findet sich unter MB website, 28.11.04, 

nach BBC PF, 9.12.04, eine deut

sche Übersetzung unter http://www. 

xiucai.oai.de/XiuCai/XiuCaiNo50.pd 

f; FAZ, 9.12.04; ST, 18.10., 5.12.04; 

The China Post, 5.12.04) -kw-
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